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rmMmu im eiıchen Deutschland

„Unsere esellscha verfügt ber eın In der
Geschichte der Menschhneit ach nıe da g —
eSsSE7165$ Ausmalflit Ressourcen: deswe-
geN gibt keine Entschuldigung, unzurel-
chende eInNaDbe Uund rMU NIC entschAIe-
den überwinden wollen.“
erecnte eiılhabe, Befählgung Zur Igen-
verantwortung und Solıdarıität, Denkschrift
des ates der EKD zurAÄArmut In Deutschlan
2006

„‚Deutschlan ıst reich.“
„‚Deutschlan ıST Im weltwelten Vergleich eIn außerordentlich reiches
Land.“
„Ungeachtet aller Herausforderungen Ist Deutschlan eın reiches Lan

DIiese korrespondierenden Feststellungen entstammen Quellen, die NIC
lle dre! darauf angelegt SINd, einander entsprechen und In grundsätz-
IIıchen Beurteillungen übereinzustimmen.
Der erste Satz STe n dem kirchlichen Iiskussionsbeitrag „Um der
Gerechtigkeit willen Ööffentliche IMU: verhindern, eichium nutzen”, dem
ersten TeIıl des Jahrbuchs Gerechtigkeit Armes, reiches Deutschland,
das VOT)] kirchlichen Herausgebern Aaus der deutschen kumene, da-
runter L andeskirche und Jakoniıe In ürttemberg, Im Herbst 2005 Veröf-
eNnüIcC worden Ist (19) Der zweiıte Satz ıst n der Denkschrift der
FKD zur Armut n eutschlan lesen (16  —
Der MN Satz findet siıch In dem VOo Bundeskabinett In
Berlin heschlossenen Nationalen Strategiebericht Sozlialschutz und OZI-
ale Eingliederung (5)

Arm un eIc miteinander versoöhnen

Für Uunseren kırchlichen Diskussionsbeitrag Im ahNrDuc Gerechtigkeit
WarTr allen Mitarbeitenden wichtig betonen, ass das verpreılteie
Schlechtreden eutschlan UuUNselrell lLand und seIiınen Menschen Scha-
de Wır en tformulıert und e| Jal NIC In dem Ma erwarte(l, WIE
stlar' die esamtwirtschaftliche Erfolgsbilanz Im ersten albjahr 2006
dem eCc gab „Deutschlan nhat ausreichende Ressourcen, die
unbestreıitbaren wirtscha  ichen Und SOzlalen Herausforderungen

P IAl, 26 ahrgang, Heft 6-2, Henry VOITN O0Se 319



me!lstern. DIe eutsche Iırtscha ISst grundsätzlich erfolgreich, und die
wirtscha  ichen Rahmenbedingungen SINd günstiger, als Oft behauptet
wWiırd .“ Wır en darauf ab, ass der ar'! die iinanziellen Ressourcen
Iımmer ungleichgewichtiger verteilt, die Konzentration privaten Reichtums
zunımmt, ber ımmer weniger Menschen In uUNsSeTeT Land Ihren
Lebensunterhalt ar verdienen können. e| machen Sozialhhilfe
Empfangende den aa keineswegs am S ıst vielmehr lragen,
[[U die Steuereinnahmen rückläufig SIN We!ll SOZlale Gerechtigkeit
aufgebbar Ist, en WIr drel L eitlinien für den au des Sozlalstaats In
/eıten öffentlicher Armut benannt

(1) ach den bıblischen LeI  ildern darftf der Wert des Menschen NIC
seIner wirtscha  ichen Nützlichkeit werden.

(2) Zur SOzlalen Gerechtigkeit gehö Verteilungsgerechtigkeit. hne SIE
gibt kKeine Chancengleichheit, Befähigungs- der Betelligungsge-
rechtigkeit.

3) Der Sozlalstaa [IMNUSS die Wahrnehmung der Grundrechte ermödglı-
hen I1es ıst SeINne verfassungsrechtliche Verpflichtung; SIE ann
NIC zZzur Disposition stehen

Das verfassungsrechtlic verankerte Sozlalstaatsprinzip Desteht AauUs den
WEe| Komponenten der wohlfahrtstaatlichen und der gesellschaftsstruk-
turilerenden Verfassungsnorm. DITZ Gewährleistung SOzlaler Sıiıcherheit
mıit eınem NIC unterschreitenden ExIistenzminımum Ist aus dem
Solidarprinzip heraus rechtsverbindlich normierte Staatsaufgabe. Die
ebenso verfassungsrechtlic verbindliche Staatsaufgabe, die Gesellschaft
IV gestalten, Hesteht darın, den Bürgerinnen Uund Bürgern die
Wahrnehmung Ihrer Grundrechte ermöglichen. Dazu gehören Bildung,
Ausbildung, eru und Famlilie, eligion, Koallıtion und Information SOWIE
der Schutz der Persönlichkeit Arbeitsplatz. Vor diesem Hintergrun
Iag UuNs für das ahnrDucC Gerechtigkeit daran unterstreichen. ass ÖOf-
tfentlicher rmMUu MNUur gewehrt werden kann, Indem SOZlale erechtigkeit
verwirklic ird Dazu Ist die Steuerpolitik aurT den Prüfstand stellen.
„Eine Politik der Steuersenkungen, die die ırtscha NIC DbeleDbt, K@l-

Arbeitsplätze sSchafit und Ööffentliche rmMUu verursacht, gefährdet den
Sozlalstaat  [L
ı1er gilt © rrtümer auszuraumen eutschlan Iıst kein Hochsteuerland,
Im Gegentell aum en anderes ndustrieland hat Ine niedrige atsäch-
IC Steuerbelastung WIEe Deutschlan DIie Polıtik der Steuersenkungen
hat Ihre lele verfehlt. deshalb ıst die Steuerpolitik MeU auszurıichten.
Grundsätzlich SIN WIr Im Herausgeberkreis und seinen Ausschüssen
für die eue el aNrDuc. Gerechtigkeit davon überzeudgt, ass
Alternativen ZUT Ökonomisierung des Politischen gIbt DIe beteiligten
Kırchen und Ihre erke können und wollen azZu Deitragen, ass eın OT-
fener gesellschaftlicher Diskurs über das aNgEMESSENE Verhältnis VOor'T)
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Pollıtık und OÖOkonomie aufgenommen ırd

Zur Überwindung skandalöser rMUu erecnte el  aDe

In dieser Perspektive Ist die Im Junı 2006 veröffentlichte Denkschrift des
ales der FKD zur Armut n Deutschlan sehen. DITZ VOT)] Bischofer
DEe| ıhrer Vorstellung In Berlıin pomMmtierte Beurteillung gIbt dem gut lesbaren,

Selten umfassenden Text, seIne nachhaltiıge Intensiıität 9  rmuUu In eınem
reichen I_ and ıst menr als MUT Ine Herausforderung, SIE Ist eIn Skanda

Grundsätzlich geht die Kammer der D für SOZlale OÖrdnung In der
Denkschrift davon aUS, ass unfreiwillige rmMUu eın Symptom Tür NZU-

reichende eINaDe gesellschaftlichen en In vielen Dimensionen
iıst |DDIie Autorinnen und Autoren geben Anstöfße eıner ENgETEN
Verzahnung VOT)] Sozlal-, Ildungs- und Arbeitsmarktpolitik, ber uch
Zzur Umgestaltung des Verhältnisses VOT'T)] Sozlal- Uund Wirtschaftspoliltik.
FbensoO geben SIE Hınwelse Handlungsmöglichkeiten diakonischer
|Dienste und Einrichtungen WIE uch der Kirchengemeinden.
Miıt der Denkschrift Iöst die EKD Ihre Selbstverpflichtung eın, die SIE 199 /
Im Wiırtschafts- und Sozlalwort der Kırchen „FÜr INe Zukunft n Solidarıta
und Gerechtigkeit‘ eingegangen IıSst die Selbstverpflichtung aurf die
Orlientierung der vorrangigen Option für die Armen als L eıtmotiv des
gesellschaftlichen andelns Das 1e| VOT] 1997, „Ausgrenzungen
überwinden und lle gesellschaftlichen en beteiligen”, ırd jetzt
insowaelt konkreft, als diıe Denkschrift en Beltrag azu seIn soll, „dass n
den Reformbemühungen unserel elt die Eingrenzung, die UÜberwindung
Uund die Verhinderung Von rmMUu aallı der nötigen Priorität versehen WeTl-

den  .
ach eIıner vorausgeschickten Zusammenfassung mıit Empfehlungen gilt
das Kapite!l der Herausforderung der rMUu n eınem reichen Land
Materielle Verelendung mMmuUusSste In eutschlan vermeılırdbar sSem. ber NIC
NUT mıit Ihr geht rMUu eiınher, sSsondern uchn mıit mangelnder eIiınaDbe
der esellschaft, NIC selten mıit dem Ausschluss AaUuUs Inr ı1er Ira
das Hiıblische el einer gerechten eINaDe aller der Gesellscha
eingeführt. DIe Beeinträchtigung dieser eINaDe Ird ZUT ahrung VOT]

Ausgrenzung, als Ausschluss VOTlT)] Lebenschancen, als rMU erlıtten.

Das el der gerechten eıhNhaDbe ıst mıit dem SOzZlalethıschen Krıterium
verbunden, ass jeder Person möglıch sen INUSS, die ahrung
machen, für SICH selbst und gegebenenftalls 1ür die eigene Famlıilıe SOT-

geEnN können. Deshalb ırd dıe Armutsdefinition des Natıonalen
Armuts- und Reichtumsberichts übernommen: rMU 15 SOzZzlaler
Ausgrenzung Uund NnIC menr gewährleisteter eInabe leg ann VOTl,
WenNnn/n die Handlungsspielräume für Personen n gravierender Welse eIn-
geschränkt und gleichberechtigte Teilhabechancen den Aktivıtäten und
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Lebensbedingungen der Gesellscha ausgeschlossen SINd“
ESs Wır auf die Problemati nıngewlesen, Wenn zunehmend Menschen
die ahrung gerechter eINaDe überhaupt NIC mehr machen und Ihr
Potential n der Gesellscha NIC ZUr Geltung oringen können.
ı1er omm ıne SNYC sachliche Übereinstimmung der Denkschrift mıit
dem ahNrDucC Gerechtigkeit zum Tragen, Wenn die grundgesetzlich
Testgeschriebene Sozlalpflichtigkeit des Eigentums nachdrücklic
terstrichen ırd Das ema rMU Ist VOT)] dem des Reichtums NIC
rennen „Dass die teilhabefreundliche Erneuerung des Sozlalstaats In
Deutschlan gelingt, äng uch davon ab, ob der vorhandene und wach-
sende eıchtum n Deutschlan aNgEMESSEN der Finanzlierung der
amı verbundenen Lasten beteiligt wırd  6 (N Ö)
Der entscheidende Risikofaktor für entstenende rMUu IST die
Arbeitslosigkeit.
Das Kapitel „Einkommensverteilung und IMU n eutschlian bringt
Iıne ülle von Fakten. das Phänomen rmMUu In Deutschlan Dra-
ISe verstehen und sıch amı auseIinandersetzten können. Wiıe die
ohe der staatlıchen Regelsätze Derechnen Ist, Was mıit extremer
rMU gemeint Ist, wWIEe diıe Armutsrisikogrenze eingeschätzt WIrd WIrd
nhier ebenso thematisie WIE die Problemlagen verschliedener Gruppen
Von Hılfebeziehenden und der Arbeıtsmark In Deutschland unter den
Bedingungen der Globalisierung.
DIe theologisch-sozialethische Orlentierung Im Kapıitel stellt he-
[aUS, ass eilhabe-, Befählgungs- und Vertellungsgerechtigkeit das
Fundament eInes theologisch-sozialethisch begründeten Verständnisses
Von Gerechtigkeit markıert
DIie Option Tfür die Armen wWird reIitac präzisiert (Nr. 6/7)
(1) Sie spielt Arme NIC Reiche aUS, SIE ruft Reiche n Ihre

Verantwortung und ziel aurTf „Inklusion aller In die wirtschaftlichen und
SOZlalen Prozesse“.

(2) Sie ıst keIine Daternalistische Option. Arme Menschen sollen vielmenr
eTfähligt werden, die eTahren, margıinalisiert werden, selbst
überwinden.

3) Sie gilt DEe]| allen Phänomenen tTehlender eiılnnabe /u Ihr gehö des-
nNalb uch eın aktıvierender Sozlalstaat, der die Chancen der Armen
verbessert, die Gesellscha mitzugestalten.

DIie Im Kapıte!l skıizzierten Wege aus er Armu SINd aus der Perspektive
des Sozlalstaats und der Iıntscha aallı dem lıc aufT eın armutsver-
ringerndes Bildungssystem, aurf die Familie, die lakonıe und die
Kirchengemeinden als beteiligte Akteure Deschrieben
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In Verbindung mit den Berichten Aaus den Abteillungen UNsSeres

Vorstandsbereichs, ıst die Grundpostition festzuhalten, ass Bildung,
mıt allen spekten uch der Fort- und Weiterbildung, als der zentrale
Ausweg AaUuUs der rmu einıeEe Iırd er Rat der EKD ıst davon über-
ZeU ass eIn welterer au Von Sozlalleistungen keine Akzeptanz
In der Bevölkerung Iiınden ırd Für nÖtIg hält ET die Verständigung
aufT eın SOZzlal- und wirtscha  Iches el  ]  9 das euUulc Zie] der
eIınNaDe aller UuUrcC ıne sinnvolle Komplementarıtät VOT) Vertellungs- und
Befähigungsgerechtigkeit ausgerichtet Iıst  .. ıer Ird ber „die Umstellung
SOzlaler Icherungssysteme auf Steuerfinanzierung” nachzudenken seln,
fügt der Rat NINZU: ehr Steuerfinanzierung sScheımnt en gangbarer Weg
seln, den Faktor Arbeiıit entlasten. Da es Jedoc hierzulande och keIine
die Nachhaltigkeit eIıner Steuerfinanzierung garantierende ITradıtion gibt,
IMUSS das Vertrauen In eIn überwiegend steuerfinanziertes ozlalsystem
rst gebilde werden ö9)
ßBnahmen Zur Vermeldung VOT) rMUu en SICH vorrangıig der
chaffung Vorn Arbeitsplätzen und der Integration VOTN Frwerbslosen In
den Arbeıtsmark orlentieren. Im lıc auf die Langzeltarbeitsiosen
ırd neben dem „‚zweiten” Arbeıtsmark uch der „dri gemeinwohlorIt-
entierte mıit Öffentlich geförderten und nötigenfalls Ööffentlich bereitgestell-
ten Arbeitsplätzen NIC als abu angesehen

90)
nier dem Aspekt der Bildung wird festgestellt, dass das große Stärken
aufwelsende Bildungssystem In Deutschlan der Vermittiung VOT)]

Bildung VOT)] rMUu hbetroffenen Gruppen der Bevölkerung SCNEeIle
nter den ndustrieländern der Welt Hıldet Deutschlan He der Integration
und FÖörderung Vvon rDelter- und Migrantenkindern das Schlussilicht
rMUu Iırd In uUunNnsefrelT esellscha SOZ]!a| vererbt
Unser deutsches Bildungssystem versagt gegenübef den SOZ]!a| und
kulturel|l schlechter Gestellten Ja och sSchlimmer: S rag Ihrer
Schlechterstellung bel, Indem deren Kınder Individuell ungenügen Tör-
dert und Tordert Eın els der Wertschätzung und der Beteiligung al-
leın alllıı die Im Bildungssystem vorhandenen Tendenzen zur Ausgrenzung
und Entsolidarisierung überwinden. Breitenförderung MUSS neben der
Eliteförderung eıt stärker hetrieben werden 108-110).
Die der Jlakoniıe zugedachten Zielbestimmungen für die Orientierung dia-
konischer Arbeit el der Teilhabegerechtigkeit el der Bekämpfung
VOT'T)] rMU SIN für nsıder NnIC ben verblüffend, ber für die interessierte
kirchliche und die weltere Offentlichkeit doch SINn voaIll zusammengestellt.
Diakonische Arbeiıt für die gerechte eInNnabe Menschen geschieht
(1) Im Zusammenspie| der diakoniısch Engaglerten der Kirchengemeinden

mMıit den diakonischen Trägern,
(2) n Vernetzung mıt anderen euren der Zivilgesellschaft Uund
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(3) IST uch OÖffentliches anwaltschaftliches Eintreten für die nliegen
der Menschen und Tür die Korrektur SOZlaler Ungerechtigkeit

130)

Vom Sanierungsfall zl eıchen Land

Dass die Beurtellung ZUT Lage Gganz gleich welcher nstitutionen der g -
sellschaftlicher Größen VO Blickwinkel des Betrachtenden abhängen
omm 1e|] ılJlerten Biıld VO nalb vollen der halb leeren Glas zu
USGTrUuC Sie äng uch davon ab MIT welchem Mafßstab
welche Methode der Betrachtung Uund Bearbeitung angewendet Iırd
In der IST SEeIT dem Nizza Gipfel 2000 die „Offene Methode der
Koordinierung I Geltung unacns auf das Strategiefeld
„Aamp rIMU Uund SOZlale Ausgrenzung bezogen wurden dıe
Mitglıedsstaaten angehalten nationale Aktionspläne I Rhythmus VOT)]
/wel-Jahres-Zeiträumen autfzustellen Uund ber die Ergebnisse Herich-
ten DIe Berichterstattung IST el des LISSaboOon Prozesses Hiermit IST das
ernsthafte Bestreben Renationalisierung verbunden und zugleic der
wWwang der Mitgliedsstaaten I Rahmen der Beschäftigungsstrategie
Ihre natıonalen Arbeitsmarktpolitiken vergleichen und reflektieren
DITZ einzelnen Staaten sollen die verbindlichen europälschen Jjele I e-

Mafßßnahmeprogrammen umseizen ene Koordinierung mennn
] ass die Mitgliedsstaaten wechselseitig AauUs den Erfahrungen der
anderen lernen Uund Ihre Ergebnisse anhand einhelitlicher Indıkatoren
überprüfen sollen.
Das den melsten Bürgerinnen und Bürgern e| ochn 1e| ' ane
gebrachte Moment dieser Methode ıSst die Absicht, das Herunterbrechen
der aDstra Tormullierten europälschen Gesamtziele I natiıonale und 1COI-
onale Jjele mIT bottom Prozess verbinden FS geht hlıer Iso
Insolfern INe offene Koordinierung als SIE Nen IST für die Betelligung
aller relevanten Akteure i der Zivilgesellschaft
Am eispie der evangelischen Kırchen und Ihrer lakonıe ı Deutschlan
lässt SIıch das daran euUulc machen ass SIE ber dıe Mitwirkung des

EKT) ı der Bundesarbeitsgemeinschaft der Treien Wohlfahrtspflege
der Nationalen Armutskonfiferenz die ögliıchkei wahrnehmen
Stellungnahmen Uund Positionsbeschreibungen i die Erstellung der
tıonalen erıchte einzubringen Wenn die Bundesregierung ach Brüsse|
und Straßburg Herichtet WIEe SIE die aurf ene vereinbarten sSIrate-
gischen Jjele erreichen WIlll ıST SIE auf die Mitwirkung der Zivilgesellschaft
aNgEWIESEN IMUSS SIE Hen ennn für Ihre Beteiligung
Am 2006 hat das Bundeskabinett den Strategiebericht
Sozialschutz und SOZJ/aler Eingliederung 2006 Dbeschlossen Dieser
Bericht zeIg auf WIEe Deutschlan die Jlele I den Bereichen SOZlale
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Integration, Alterssicherung SOWIE Gesundheitsschutz und Langzeiltpflege
erreichen wili Neu Ist n diesem Jahr, ass für den eıtrraum
Aaus diesen verschliedenen Bereichen In eınem Bericht diıe erzlielten
Erfolge, die weiterhın hestehenden Herausforderungen un diıe politischen
Prioritäten zusammengeftTasst werden. Bısher wurden dre!| verschliedene
Aktionspläne und erıchte verfasst

[)as Bundesministerium für Arbeiıt Uund Sozlales kommentiert den Bericht
mıit dem Hınwels, ET S! USCruC eInes stärker werdenden SOzlalen
Europas Auf europäischer Uund nationaler ene mussen die Jjele der
Wirtschafts- Beschäftigungs- un Sozlalpoliltik gleichrangıg verfolgt Wel-

den Nur ıst eutigen und ünftigen Generationen, el Im Bericht,
„Teilhabemöglichkeiten und en en Im Wohlstand’ siıchern.

Interessant ıst nNUun, WIEe weitgehend übereinstimmend dieser Bericht
ZUM Bereich der SOzlalen Integration mıit den Jüngsten kirchlichen
Verlautbarungen anNrDUuc. Uund Denkschrift argumentiert. Natürlich He-
STe eın erneDlicher Unterschied, OD die Kanzlerın sSIıch die Bürgerinnen
und Bürger der die Organe der wendet Das ıst ben die rage
des anzulegenden alsSsStaDs In der Adresse die ıst das las gut
gefüllt, Deutschlan en reiches lLand
uch n diesem Strategiebericht der Bundesregierung Iırd geurteilt:
Das Armutsrisiko hierzulande korrespondlert In erne  iıchem Umfang
mıit der Arbeitslosigkeit, Uund Kınder SINd überdurchschnittlic VOTIT] rMUu
eirofen Ihre SOzlale Herkunft darf ber NIC über Ihre Ildungs- und
| ebenschancen entscheıcden
DIie Integration VOor' Migrantinnen und Migranten Hleıibt Schwerpunkt der
deutschen Sozlalpolitik. Wirtschaftswachstum und mehr Beschäftigung
reichen NIC aUS, rMUu und SOZlale Ausgrenzung vermelden.
Sozlale Integration Iıst In UNSeTeT | and ZUr Querschnittaufgabe WOT-
den [)as nat die offene Methode der Koordinierung ergeben, nachdem
IC vernetzt zivilgesellschaftliche Akteure wWIEe dıe Jakonıe der
Berichterstattung beteiligt
Fın Schwerpunkt der nationalen Sozlalpolitik Ird ausgerichtet, ass
der Bildung als entscheidendem Zukunftsfaktor Tür den Zusammenhalt
und die SOZlale Entwicklung der esellscha ennn höherer Stellenwert
beigemessen ırd DITZ Verbesserung der Arbeitsmarktchancen VOT)

Jugendlichen, Alteren Menschen, Langzeitarbeitsliosen, Menschen mMıit
Behinderungen und Migrantinnen Uund Migranten SOIl dementsprechend
ennn Schwerpunkt hleiben

Be| der Darstellung, welches Augenmerk den VOT] rMUu hetrof-
fenen Personengruppen gelten soll, hbesonders denen mıt multiplen
Problemlagen, können | esende eicht Irrnıtıe sern Uund zu Titelblatt
zurückblättern: In der Jat, die Bundesregierung hat das Wort, NIC| die
freie Wohlfahrtspflege. Sie ird ber ausdrückliıc gewürdigt In diesem
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Zusammenhang. el Positionen nähern SICH einander euUlc
Um das gesamte Feld der FHreiwilligenarbeit, der Selbs  ılfe und des
bürgerschaftlichen Engagements „als zentrale Säule des Systems
SOZlaler Sicherung“ auszubauen., WIl| die Bundesregierung das
Gemeinnützigkeitsrecht reformileren: SO Soll die olle der Zivilgesellschaft
In Deutschlan gestär werden.
Eın welteres 1e| ıst ıne verbesserte Governance. Verschliedene
Bundesländer geben gute Belspiele mıt Ihrer Sozlalberichterstattung, die
auifend welterentwickel Ird und UrcC die Einbeziehung der Kommunen
Bürgernähe schaffit, Iso die Koordinierung weilter ne ıer werden
Argumente angeführt, die den kırchlichen unsch Bundesland
aden-VWürttemberg unterstutzen, eiınen Armuts- und Reichtumsbericht

erstellen.
Die Kırchlichen exte, anrDuc. Gerechtigkeit und die Denkschrift ZUTr
IMU n Deutschland, ziehen VielTacC) Vergleiche mit den europälschen
Nachbarländern heran.
DIe Methode der ofenen Koordinierung ı1en ohnehin dieser
Vergleichsmöglichkeit: Wır wollen wWISSsen, WIEe die anderen mMmachen
Und diıe sSollen Sıch alur Interessieren, weilche Wege WIr einschlagen.
DIie ursprüngliche Verständigung In unserer Landeskırche auf das 1aK0O-
nısche rundprinzip der Zusammenarbeit mıt den Betroffenen und mıt
anderen nstitutionen zZur ehebung der Ursachen VOT)] Notständen
beizutragen, Hleıibt In Geltung (Präambel Diakoniegesetz und Satzung
DVWVW) Vielfältige Belspiele alur MeTnNneT] die Jahresberichte der
Abteilungen. DIieses Prinzip Dıldet die legitime asıs aTUr, die -:Ansätze
Im aktuellen Strategiebericht der Bundesregierung VOT dem Mintergrund

Vernetzung Im eigenen Haus, dem Verband und der LIga Okal und
regional aufzunehmen und Ins espräc mıit den SOzZlalen Partnerinnen
und Partnern pringen. IC NUTr die Bundesregierung Iıst Heım Wort
nehmen, uchn die Sozlalpartner aurf allen FDenen n UNSeEeTEelIN Bundesland
Denn Ihre IC| Ist mıit IlTfe der ofenen Methode der oordinierung In den
Sozlalstrategiebericht eingegangen.
Seit Hegels „Phänomenologie des eistes‘ Dıldet das Modell der wechsel-
seltigen Anerkennung das Zentrum aller Überlegungen den Status der
bürgerlichen Teilhabemöglichkeiten. DIe europälsche eistesgeschichte
ıst seıtdem davon nspirliert, Ahne ass der Diskurs zu Abschluss g —
kommen ware
Wenn SOWON| Kırchen und lakonıe als uch der aa mıt seIner eigenen
Zivilgesellschaftlichen ı1e sıch zum Ziel seizen, eInNaDe verbes-
SETTN, gerechter machen, Ird das In der Jat ennn wertvoller Beltrag zu
chutz UnNnG Zzur HÖörderung der Menschen seIn.
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